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Gesetz zur Beschleunigung der 
Umsetzung der 
Energieeffizienzrichtlinie 
Stellungnahme des BUND zum Referentenentwurf 
des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie  
(Stand des Entwurfes:  9. April 2026) 
 

Der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND) lehnt den Entwurf 
des Gesetzes zur Beschleunigung der Umsetzung der Energieeffizienzrichtlinie ab. 
Darin werden Anforderungen an die Umsetzung von Energieeffizienz und die 
Ermittlung von Effizienzpotentialen deutlich gegenüber dem bestehenden – bereits 
unzureichenden – Gesetz gemindert. Im Ergebnis führen diese Änderungen zu 
einem deutlich höheren Energiebedarf als technisch und wirtschaftlich mit 
konsequenten Energieeffizienzmaßnahmen möglich ist.  Damit werden Ziel, Zweck 
und Inhalt des EnEfG konterkariert.  
 

Der formulierte Anspruch, die Anforderungen der EU-Energieeffizienzrichtlinie (EED) 
„eins zu eins“ umzusetzen, wird nicht erfüllt und ist grundsätzlich auch nicht 
ausreichend. Um den gesetzlichen und völkerrechtlichen Verpflichtungen zum 
Klimaschutz gerecht zu werden und den Ausbaubedarf erneuerbarer Energien und 
dessen Auswirkungen auf die Natur zu mindern, ist eine deutlichere Reduktion des 
Energieverbrauchs notwendig. Darüber hinaus dient die Umsetzung 
wirtschaftlicher Maßnahmen, von denen es noch ein immenses Potential in allen 
Anwendungsbereichen gibt, der Minderung der Energiekosten. Geringe 
Energiekosten stärken die Wirtschaft und leisten einen wichtigen Beitrag zur 
Bekämpfung von Energiearmut.  
 
Der Gesetzentwurf greift diese Ziele und Anforderungen jedoch nicht auf. Das neu 
ins Gesetz aufgenommene Prinzip „Efficiency first“ / Effizienz an erster Stelle“ ist 
zu begrüßen, wird durch das Gesetz jedoch nicht ausreichend umgesetzt. Mit dem 
Argument des Bürokratieabbaus werden Anforderungen an die Energieeffizienz vor 
allem in Rechenzentren empfindlich reduziert und damit hohe Belastungen 
verursacht – für Wirtschaft, Menschen und Umwelt. Auch die Vorbildrolle der 
öffentlichen Hand wird durch den Verzicht auf Einsparverpflichtungen von Bund 
und Ländern geschwächt statt gestärkt. Damit ist der vorgelegte Gesetzesentwurf 
inakzeptabel und muss grundlegend nachgebessert werden.  
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Zielsetzung, Grundsatz „Energieeffizienz an erster Stelle“ 
In § 1 EnEfG wird der Zweck des Gesetzes Energieeffizienz neu formuliert. Die 
Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft ersetzt die spezifische 
Formulierung, dass Primär- und Endenergie eingespart werden sollen. Diese muss 
wieder ergänzt werden. Die Zielsetzung Energie einzusparen, sollte sich darüber 
hinaus nicht nur auf fossilen, sondern sämtlichen Energieverbrauch beziehen. In § 
3 (5) bezieht sich Endenergie auf sämtliche gelieferte Energie, so dass auch 
gelieferte Wärme, die teilweise auf Solarenergie und Umweltwärme enthält, auch 
Effizienzanforderungen unterliegt. Dies wird als Verbesserung im Vergleich zur 
aktuellen Definition begrüßt und sollte sich entsprechend auch bereits in der 
Formulierung in § 1 wiederfinden. Darüber hinaus sollten folgende Zwecke ergänzt 
werden: die Minderung von Umweltwirkungen sämtlicher Energienutzungen sowie 
die Bekämpfung von Energiearmut.  
 
Die Aufnahme des Grundsatzes „Energieeffizienz an erster Stelle“ wird 
unzureichend verankert. § 5 gewährleistet nicht, dass die Prüfung transparent 
erfolgt und die effizienteste Lösung auch wirklich umgesetzt wird. Es fehlt 
außerdem die Einrichtung einer zentralen Stelle (z.B. Bundesstelle für 
Energieeffizienz), die gemäß Art 3. EED die Anwendung des Grundsatzes 
überwacht.  Damit droht das Efficiency-First-Prinzip ins Leere zu laufen.  
 
Die in § 4 (1) formulierten Ziele, minus 26,5% Endenergieverbrauch bis 2030 und 
minus 39,3% Primärenergieverbrauch bis 2030 im Vergleich zu 2008, müssen 
verschärft und bis 2045 fortgeschrieben werden.    
 
Einsparverpflichtungen / Vorbildrolle öffentlicher Sektor 
Der BUND lehnt entschieden ab, dass die Einsparverpflichtungen des Bundes und 
der Länder gestrichen werden. Denn damit wird erschwert, dass finanzielle Mittel 
gesichert und flächendeckend strategische Maßnahmen ergriffen werden (etwa der 
Aufbau von Beratungsstellen, wie z.B. die nach EPBD vorgeschriebenen „one-stop-
shops“, Mechanismen und Abläufe zum Energiemonitoring) um systematisch 
Energiesparpotenziale zu erschließen. Die Streichung der Verpflichtungen der 
Länder ist insofern besonders zu kritisieren, da die Länder die Ebene sind, die 
solche Pflichten (aber damit auch den Nutzen der Vorteile) verbunden mit 
Fördermitteln an die Kommunen weitergeben könnten und müssten. Auch Artikel 6 
EED wurde nicht verankert, wonach jährlich drei Prozent der öffentlichen 
Gebäudefläche energetisch saniert werden muss. Dies ist nachzuholen oder im 
Rahmen der Novelle des Gebäudeenergiegesetzes umzusetzen.  
 

Energiearmut bekämpfen  
Es irritiert, wenn in § 6(8) vorrangig unterstellt wird, dass 
Energieeffizienzmaßnahmen negative Auswirkungen auf Haushalte mit geringem 
Einkommen hätten, die es abzumildern gelte. Zwar ist Sorge zu tragen, dass die 
Investitionskosten in Energieeffizienz, zum Beispiel bei der energetischen 
Sanierung von Gebäuden, auch für Menschen mit geringem Einkommen leistbar 
sind und in Mietwohnungen nicht zu einem Anstieg der Warmmiete führt.  
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Doch die enormen Vorteile der Energieeffizienz werden in diesem Abschnitt 
unterschlagen: Energieeffizienz bietet Schutz vor zu hohen Energiekosten, eine 
effiziente Gebäudehülle schützt vor Schimmel und Hitze in der Wohnung, schafft 
angenehme Wohnbedingungen. Deshalb müssen die Maßnahmen zur Bekämpfung 
von Energiearmut dringend gestärkt werden. Der BUND wertet es als positiv, dass 
laut Klimaschutzprogramm z.B. das Angebot des „Strom-Spar-Checks“ in deutlich 
mehr Städten ausgeweitet werden soll. Hierfür sollte eine gesetzliche Grundlage 
geschaffen werden. Doch auch dann reicht diese Maßnahme nicht aus, um 
Energiearmut umfassend zu begegnen. Dafür sind strukturelle Verbesserungen des 
energetischen Zustands der Gebäude notwendig. Die Bundesregierung hat bisher 
keinen Klimasozialplan für den Klimasozialfonds vorgelegt. Dieser war bereits 2025 
fällig und soll dazu beitragen, Energiearmut zu begegnen.  
 
§ 6 (8) ist umzuformulieren mit dem Ziel, dass die zuständigen Behörden 
sicherstellen, dass Schritte unternommen werden, mit denen 
Energieeffizienzmaßnahmen gezielt den Menschen zugutekommen und von ihnen 
leistbar sind, die von Energiearmut bedroht oder betroffen sind, ein geringes 
Einkommen haben oder anderweitig schutzbedürftig sind.  
 

Anforderungen an sonstige Unternehmen  
In § 8 (1) ff soll der Schwellenwert zur Einrichtung von Energie- und 
Umweltmanagementsystemen von 7,5 GWh auf 23,6 GWh erhöht werden. Diese 
Anpassung an die EED bedeutet aber, dass große Effizienzpotentiale in vielen 
Unternehmen nicht ermittelt und erschlossen werden können. Mit der Begründung, 
Unternehmen entlasten und Bürokratie abbauen zu wollen, bleiben wertvolle 
Effizienzpotenziale ungenutzt. Dies geht nicht nur zu Lasten von Umwelt und Klima 
sondern auch zu Lasten der Unternehmen. Solche Systeme setzen oft nicht nur 
wirtschaftliche Effizienzpotentiale um, sondern führen dazu, dass auch andere 
Abläufe in Betrieben effizienter und kostengünstiger ablaufen. Es sollte zudem auch 
vorgeschrieben werden, dass sämtliche Unternehmen innerhalb von 5-10 Jahren 
einfache Systeme wie z.B. „ökoprofit“ durchlaufen sollten, was sich vermittelt durch 
Kommunen als sehr erfolgreich erwiesen hat.  
 

Anforderungen an Rechenzentren 
Ein starker Abbau von Energieeffizienz soll mit den §§ 11 neu und 12 neu in 
Rechenzentren (RZ) erfolgen. In § 11 (1) sollen die Anforderungen an die 
Energieverbrauchseffektivität (PUE) um jeweils 0,1 Punkte gesenkt werden. Dies 
bedeutet, dass bezogen auf den Gesamtverbrauch 10% mehr Strom eingesetzt 
werden kann und 7-33 % mehr für den Energieaufwand zum Betrieb und Kühlung 
eines RZ. Diese relative Änderung von 1,3 auf 1,2 für neue RZ bedeutet bei einem 
(z.B. im Netzentwicklungsplan 2025 (2037/2045)) prognostizierten 
Stromverbrauch aller RZ in Deutschland mit ca. 100 TWh, dass ein technisch und 
wirtschaftlich mögliches Effizienzpotential von 10 TWh  Strom ungenutzt bleibt. 
Diese Strommenge entspricht dem gesamten Stromverbrauch der Stadt Berlin, die 
auf diese Weise als gesetzlich zulässiger Mehrverbrauch erlaubt sein soll. Die 
Anforderungen des „Blauen Engel“ (RAL UZ 228), die einen PUE von 1,25 für RZ ab 
2024 setzen, zeigen wie antiquiert die Gesetzesänderung ist, die inzwischen von 
zahlreichen Betreibern ohne weiteres eingehalten werden kann.  
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So gesehen führt diese Abschwächung der Effizienzanforderungen zu Mehrkosten 
der Verbraucher von jährlich 2-3 Mrd. € und dies über sehr lange Zeit. Umgekehrt 
zeigt sich, wie groß die Vorteile durch Energieeffizienz sein können. Auch kann die 
Abwärmenutzung aus RZ zu Entlastungen bei der Erschließung erneuerbarer 
Energien für bestehende und neue Wärmenetze führen, bei geringen Kosten und 
Umweltwirkungen.  
 
Seit der Einführung der Pflicht zur Abwärmenutzung von RZ hat dies zu heftigen 
Debatten in der Branche, aber auch zu Initiativen wie Bytes2heat und einigen 
wenigen vorbildhaften Projekten der Abwärmenutzung geführt. Die Pflicht zu 
Abwärmenutzung soll nun entfallen, wenn im Umkreis von 5 km keine 
wirtschaftlich/technische Anschlussmöglichkeit an ein bestehendes oder 
geplantes Wärmenetz besteht (§ 12 (4) neu). Diese Regelung würde die 
Abwärmenutzung von RZ faktisch weitgehend abschaffen. Zudem verweist die 
Regelung auf eine Kosten/Nutzen-Analyse, zu der die EU-Mitgliedsstaaten nach Art. 
26 (7) der EED sowie Anhang IX verpflichtet sind, eine Methodik für diese K/N-
Analyse vorzugeben. Eine solche liegt jedoch nicht vor, so dass die Änderung 
gezielt ins Leere geht.  
 
Der BUND fordert vielmehr, die Chancen und Pflichten zur Nutzung der Abwärme 
aus RZ verbindlicher, aber auch realistischer zu gestalten. Immerhin könnte die 
Abwärme aus RZ wie bereits dargelegt für Wärmenetze genutzt werden oder als 
„kalte Nahwärme“ den Strombedarf dezentraler Wärmepumpen senken. Dazu ist es 
erforderlich, die Abwärmenutzungspflicht im EnEfG mit der Wärmeplanung der 
Kommunen zu verknüpfen und zu synchronisieren.  
 
RZ-Betreiber müssen daher gesetzlich verpflichtet werden, die Möglichkeit zur 
Abwärmenutzung technisch als separaten Abschluss am Kühlsystem vorzusehen, 
auch wenn die Kommune ein Wärmenetz erst später plant oder realisieren kann. 
RZ-Standorte sind – wie es auch die nationale RZ-Strategie vorschlägt – über 
Verfahren der Regionalplanung zu ermitteln. Konkret sollten RZ nur dort 
Planungsrecht erhalten, wenn dort ausreichende Stromversorgung und die 
Abwärmenutzung möglich ist, entsprechend der angepassten Größe des RZ. 
Beispielsweise erstellte der Betreiber VANTAGE in Groß-Gerau auf Anforderung der 
Kommune eine Wärmeplanung zur Abnahme großer Teile der Abwärme. Dies sollte 
gesetzlich vorgeschrieben werden.  
 
 

 

 
Kontakt 

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND) Bundesgeschäftsstelle Kaiserin-
Augusta-Allee 5 | 10553 Berlin 
Tel. +49 3027586-40 | bund@bund.net | Autor: Dr. Werner Neumann, Sprecher Bundesarbeitskreis 
Energie des wissenschaftlichen Beirats | Kontakt: Irmela Benz Colaço 
Stand: 17/04/2026 

www.bund.net 

 

mailto:bund@bund.net
http://www.bund.net/

